
 
  

 
 

Notwendige Änderungen im BauGB  

Eine sichere, effiziente und nachhaltige Versorgung mit Baurohstoffen ist für die 

anstehenden Bauprojekte in Deutschland unverzichtbar. Das von der Bundesregierung 

beschlossene Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz (SVIK) sowie das 

Infrastruktur-Zukunftsgesetz (InvZuG) werden Bau- und Sanierungsimpulse setzen und 

dadurch zusätzliche Rohstoffnachfrage induzieren. Die Bundesregierung muss daher dafür 

sorgen, dass die für die Bau- und Sanierungsprojekte erforderlichen Baurohstoffe gesichert 

und verfügbar sind.  

 

Der Bundesverband Mineralische Rohstoffe e.V. fordert daher:   

 

1. Recyclinganlagen im Außenbereich sind zu privilegieren.  

In § 35 BauGB bedarf es folgender Ergänzung (in Blau):  

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht 

entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es 

Nr. 10  im Zusammenhang mit der Gewinnung von Rohstoffen dem Recycling, der 

Verwertung oder der Weiterverarbeitung dient. 

Begründung: 

Rohstoffgewinnungsstätten stellen optimale Standorte für das Recycling dar. Sie sind in 

regionalen Rohstoffversorgungsstrukturen bereits bestens integriert und verfügen über 

die Anlagentechnik, die Mitarbeiter und das Know-how, um mineralische Abfälle 

aufzubereiten. Insbesondere die Platzverhältnisse ermöglichen die Getrennthaltung der 

zahlreich erforderlichen, zu beprobenden Haufwerke. Dies zusammengenommen 

ermöglicht kurze Transportwege sowie ein dem Abfallaufkommen und der Nachfrage 

entsprechendes Angebot. Außerdem würde die Kreislaufwirtschaft in der jeweiligen 

Region gefördert. 

 

2. Photovoltaikanlagen sind durch Aufnahme in § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zu 

privilegieren. 

In § 35 BauGB bedarf es folgender Änderung (in Blau):  

(1) Im Außenbereich ist ein Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht 

entgegenstehen, die ausreichende Erschließung gesichert ist und wenn es 

5. der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Windenergie nach Maßgabe des 

§ 249 oder der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung der Wasserenergie oder der 

Erforschung, Entwicklung oder Nutzung schwimmender Photovoltaikanlagen dient, 

8. der Nutzung solarer Strahlungsenergie dient 

(c) auf ehemaligen Rohstoffgewinnungsflächen, Deponien, Brach- und 

Konversionsflächen, oder 
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Begründung: 

Aktuell sind Photovoltaikanlagen (PV), im Gegensatz zu Windkraftanlagen, nicht nach 

§ 35 BauGB im Außenbereich privilegiert. Das bedeutet, dass für die Errichtung von 

Freiflächenphotovoltaikanlagen immer zwingend ein aufwändiges Planungsverfahren 

(Bebauungsplan, Flächennutzungsplan, Raumordnungsplan) vor dem Bau-

Genehmigungsverfahren durchzuführen ist. Die Verfahrensdauer beläuft sich hierbei 

auf bis zu fünf Jahre und steht somit im Widerspruch zu einer beschleunigten 

Energiewende.  

Durch eine Privilegierung von PV würde das aufwändige Bebauungsplanverfahren 

entfallen und die Errichtung nach erfolgter Anzeige und positiver Stellungnahmen 

könnte durch die Fachbehörden schneller umgesetzt werden. Die Privilegierung ist auf 

vorbelastete Flächen (ehemaliger Rohstoffabbau, Deponien, Brach- und 

Konversionsflächen) zu beschränken und zeitlich zu befristen. (Letzteres dient der 

Umsetzung der Rekultivierung und/oder dem Ausgleich des Rekultivierungsziels.) 

Flächen, auf denen PV-Anlagen installiert sind, sollten allerdings als extensive 

Landwirtschaft anerkannt werden, wenn sich unter der Anlage eine Wiese befindet, die 

beweidet wird oder gemäht werden muss, da diese somit der Landwirtschaft 

zugutekommt.  

Für schwimmende Photovoltaikanlagen sowie für Freiflächen-Photovoltaikanlagen 

auf Folgeflächen der mineralischen Rohstoffgewinnung und auf Deponien, Brach- und 

Konversionsflächen im Außenbereich gibt es erhebliche Nutzungspotenziale. 

Schwimmende Photovoltaikanlagen auf Baggerseen haben zudem den Vorteil, dass sie 

keine wertvollen landwirtschaftlichen Flächen belegen und so den Flächendruck 

mindern1.  

 

 

______________________ 
1 So schätzen Studien, dass bei Abdeckung von nur 10 % geeigneter Baggerseen in Deutschland über 2 GWp Floating-

PV installiert und damit über 1 Million Tonnen CO₂ pro Jahr eingespart werden könnten (BayWa r.e.). Eine Studie des 

Fraunhofer ISE schätzt das wirtschaftlich-nutzbare Potenzial auf 2,74 GWp (das technische nutzbare Potenzial auf 56 

GWp). 
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